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Sofortige Einstellung des Programms „Perspektive Heimat“ 


A. Problem 

Die Antragsteller führen gegen das Programm „Perspektive Heimat“ aus, dass die 
Bundesregierung damit die Grenzen ihrer Zuständigkeiten überschreiten würde. 
Das Programm verfolge falsche Ziele und sei in der Umsetzung unwirksam. So 
betrage das Verhältnis der durch das Programm „Perspektive Heimat“ erreichten 
Rückkehrer zu allen anderen Programmnutzern ungefähr eins zu neun. Zudem 
stünden die Kosten in keinem angemessenen Verhältnis zum Nutzen; in den Jah¬ 
ren 2017 und 2018 seien fast 300 Mio. Euro für das Programm ausgegeben wor¬ 
den, wohingegen seit Bestehen des Programms insgesamt nur 939 Rückkehrer in 
Arbeit vermittelt worden seien. Schließlich seien die von der Bundesregierung im 
Hinblick auf eine Programmevaluierung erhobenen Daten ungenügend. 

B. Lösung 

Ablehnung des Antrags mit den Stimmen der Fraktionen CDU/CSU, SPD, 
FDP, DIE LINKE, und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN gegen die Stimmen der 
Fraktion der AfD. 


C. Alternativen 

Keine. 


D. Kosten 

Wurden nicht erörtert. 
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Beschlussempfehlung 

Der Bundestag wolle beschließen, 

den Antrag auf Drucksache 19/13522 abzulehnen. 

Berlin, den 18. Dezember 2019 

Der Ausschuss für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung 

Dr. Peter Ramsauer 

Vorsitzender 


Volkmar Klein 

Berichterstatter 


Doris Barnett 

Berichterstatterin 


Markus Frohnmaier 

Berichterstatter 


Olaf in der Beek 

Berichterstatter 


Eva-Maria Schreiber Uwe Kekeritz 

Berichterstatterin Berichterstatter 
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Bericht der Abgeordneten Volkmar Klein, Doris Barnett, Markus Frohnmaier, Olaf in 
der Beek, Eva-Maria Schreiber und Uwe Kekeritz 


I. Überweisung 

Der Deutsche Bundestag hat die Vorlage auf Drucksache 19/13522 in seiner 115. Sitzung am 26.09.2019 beraten 
und an den Ausschuss für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung zur federführenden Beratung über¬ 
wiesen. 


II. Wesentlicher Inhalt der Vorlage 

Die Bundesregierung wird von den Antragstellern aufgefordert, das Programm „Perspektive Heimat“ und die in 
diesem Kontext eingerichteten Migrationsberatungszentren zu schließen sowie eine Ex-Post-Evaluation des Pro¬ 
gramms durchzuführen. Darüber hinaus solle sie bis zum 30. Juni 2020 einen Plan vorlegen, wie sich legal in 
Deutschland aufhaltende Rückkehrwillige zu fördern seien. 

III. Beratungsverlauf und Beratungsergebnisse im federführenden Ausschuss 

Der Ausschuss für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung hat den Antrag auf Drucksache 
19/13522 in seiner 44. Sitzung am 18. Dezember 2019 beraten und empfiehlt mit den Stimmen der Fraktionen 
CDU/CSU, SPD, FDP, DIE LINKE, und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN gegen die Stimmen der Fraktion der AfD 
die Ablehnung des Antrags. 

Die Fraktion der AfD hebt hervor, dass die zurzeit im Irak, Afghanistan, Nigeria, Senegal, Marokko, Tunesien, 
Kosovo, Serbien, Albanien und Ghana eingerichteten Migrationsberatungszentren das zentrale Instrument des 
Programms „Perspektive Heimat“ seien. Es sei nicht nachzuvollziehen wie dort beispielsweise kostenlose Maß¬ 
nahmen der Berufsberatung, Hilfe bei der Job- und Wohnungssuche sowie soziale Unterstützung angeboten wer¬ 
den könnten. Man glaube auch nicht, dass die Hauptzielgruppe des Programms Rückkehrwillige wären. Seitens 
des BMZ sei schon sehr früh im Ausschuss gesagt worden, dass auf einen Rückkehrer bis zu neun Personen 
kommen würden, die die Beratung in Anspruch nehmen würden, ohne zurückzukehren. Bis zum 31. Mai 2018 
hätte man bei Gesamtkosten in Höhe von 223,5 Mio. Euro lediglich mnd 1 000 Rückkehrern eine Arbeitsstelle 
vermitteln können. Nicht erfasst werde dabei die Förderung der illegalen Migration. Aus diesen Gründen müsse 
dieses Programm eingestellt werden. 

Die Fraktion der CDU/CSU hält dagegen, dass man mit diesem Programm nicht nur Rückkehrer ansprechen, 
sondern auch den Menschen in ihrer Heimat eine Perspektive bieten wolle. Es dränge sich insofern der Verdacht 
auf, dass der Antragsteller deshalb gegen solche Perspektivbildung sei, weil man diese Menschen als Migranten 
im eigenen Land argumentativ für die eigenen Ziele instrumentalisieren wolle. Darum werde man diesen Antrag 
ablehnen. 

Die Fraktion der SPD ergänzt, dass es ohne Frage vernünftig sei, solche Programme auf ihre Wirkungen hin zu 
evaluieren, um Verbesserungsmöglichkeiten und Nachsteuerungsbedarfe aufzuspüren. Das Programm selbst sei 
jedoch grundsätzlich vernünftig konzipiert und verdiene Unterstützung; deshalb werde man den Antrag ablehnen. 
Da sich dieses Programm erst seit kurzem in der Umsetzung befinde, müsse man zunächst abwarten, bis dass es 
seine Wirkung entfalte, und erst dann könne man eine Evaluierung vornehmen. 

Die Fraktion der FDP stellt klar, dass die Zielrichtung dieses Programms grundsätzlich richtig sei, man die 
Umsetzung aber zum Teil auch kritisch sehe. Da der Ansatz der Antragsteller in eine völkische, nationale Rich¬ 
tung gehe, werde man ihn ablehnen. Was die Programmpraxis angehe, müsse bezweifelt werden, ob mit den hier 
umgesetzten kleinteiligen Lösungen wirklich Erfolge erzielt werden könnten. Wirksamer wäre es, die Rahmen¬ 
bedingungen in den betreffenden Ländern zu verbessern. So werde beispielsweise in einem Zentrum im Irak, wo 
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es 80% Arbeitslosigkeit gebe, vermittelt, wie man einen Lebenslauf schreibe. Wenig überzeugend sei auch das 
Verhältnis von Kostenaufwand und Ertrag. 

Die Fraktion DIE LINKE, wendet ein, dass die Antragsteller ein völlig falsches Bild des Programms „Perspek¬ 
tive Heimat“ zeichneten. So fördere dieses Programm gerade nicht die Zunahme von Migration, sondern leiste 
das Gegenteil. Entsprechend müssten die Antragsteller für dieses Programm sein, anstatt es einstellen zu wollen. 
Man selbst kritisiere an dem Programm, dass sich das Bundesministerium für wirtschaftliche Zusammenarbeit 
und Entwicklung (BMZ) und die Gesellschaft für internationale Zusammenarbeit (GIZ) zur „Erfüllungsgehilfen“ 
einer restriktiven Rückführungspolitik machten. Darüber hinaus versuche das Programm, Bleibeperspektiven vor¬ 
zutäuschen, die es in der Realität nicht gebe. Das gelte für Afghanistan und für den Irak. Darum lehne man Pro¬ 
gramm und Antrag gleichermaßen ab. 

Die Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN kritisiert das Programm Perspektive Heimat. Dieses Programm sei 
nicht mehr revisionsfähig, sondern müsse ganz neu aufgestellt werden, denn es trage nichts dazu bei, dass Men¬ 
schen Beratung zu legalen Migrationsmöglichkeiten erhielten oder vor Ort unterstützt würden. Dem vorliegenden 
Antrag könne man nicht zustimmen, weil die Argumentation und die Aussagen im Feststellungsteil falsch wären. 
So werde von den Antragstellern behauptet, das Programm fördere eine Zunahme der Migration nach Deutsch¬ 
land. Wenn die Antragsteller dem BMZ unterstellten, es wolle den deutschen Sozialstaat auf die gesamte Welt 
ausdehnen und die legale Migration als eine Verletzung deutscher Interessen deuteten, sei diese Argumentation 
mit Vernunft nicht mehr nachzuvollziehen. Man werde deswegen den Antrag ablehnen. 

Berlin, den 18. Dezember 2019 


Volkmar Klein Doris Barnett Markus Frohnmaier 

Berichterstatter Berichterstatterin Berichterstatter 


Olaf in der Beek 

Berichterstatter 


Eva-Maria Schreiber Uwe Kekeritz 

Berichterstatterin Berichterstatter 



